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Artikel I - Name, Sitz, Zweck 

§ 1 - Name und Sitz 

1. Der Verein führt den Namen „Freunde und Förderer des RBB Neubrandenburg GeSoTec 
e.V.“ 
 

2. Er hat seinen Sitz in Neubrandenburg, Sponholzer Str. 18. 
 

3. Nach Verleihung der Rechtsfähigkeit führt der Verein den Namen „Freunde und Förderer 
des RBB Neubrandenburg GeSoTec e.V.“ 

§ 2 - Zweck und Aufgaben 

1. Zweck des Vereins ist es, das RBB Neubrandenburg GeSoTec (RBB) materiell und 
immateriell zu unterstützen. 
 

2. Insbesondere macht er sich zur Aufgabe: 
2.1 die Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen 

 beruflichen Ausbildung innerhalb des dualen Ausbildungssystems 

 sozialpädagogischen Ausbildung 

 sonderpädagogischen Ausbildung 

 Ausbildung in medizinischen Berufen 
2.2 die Darstellung der großen Bedeutung einer fundierten beruflichen Ausbildung für die 

Zukunftsaussichten der Jugend 
2.3 die Konkretisierung eines eigenen pädagogischen Profils für das Regionale Berufliche 

Bildungszentrum. 
2.4 die verstärkte Bildung eines Wir-Gefühls innerhalb der Schülerschaft, des 

Lehrerkollegiums und zwischen Schülern und Lehrern 
2.5 als Bindeglied zwischen den betrieblichen, überbetrieblichen und außerbetrieblichen 

Ausbildungsfirmen und dem RBB zu wirken 
2.6 die Öffnung des RBB für die interessierte Öffentlichkeit zur Erweiterung des Angebots 

in den Bereichen Bildung, Kultur und Sport und zur vollen Integration in das öffentliche 
Leben der Region 

2.7 zusätzliche Mittel für eine solide Ausbildung am RBB bereitzustellen, die vom Land 
bzw. vom Landkreis nicht aufgebracht werden können 

2.8 die Förderung außerunterrichtlicher Jugend-  und Freizeitarbeit, um den Schülerinnen 
und Schülern sinnvolle und persönlichkeitsfördernde Beschäftigungsmöglichkeiten 
aufzuzeigen und anzubieten und zu eigenem Engagement aufzufordern 

2.9 durch Gewährung von Zuschüssen Studienfahrten, Schulveranstaltungen, 
internationale Austauschprojekte u.a. zu ermöglichen. 
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§ 3 - Gemeinnützigkeit, Mittel 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen 
Fassung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
 

2. Seine Mitglieder haben nicht teil an seinem Vermögen und erhalten keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins. 

 
3. Keine Person wird durch Ausgaben oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 

begünstigt, die dem Zweck (§ 2) fremd oder unangemessen sind. 
 
4. Kosten, die den Mitgliedern des Vorstands in Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 

erwachsen, werden ihnen auf deren Antrag erstattet. 
 
5. Hat der Verein die Anerkennung als gemeinnützig erhalten, so ist im Fall seiner Auflösung 

sein Vermögen einer gleichgearteten Vereinigung (§ 23) zuzuweisen, welches der 
Genehmigung des Finanzamtes bedarf. 

 
6. Die zur Erreichung seines gemeinnützigen Zweckes benötigten Mittel erwirbt der Verein 

durch 
a) Mitgliedsbeiträge 
b) Veranstaltungen 
c) Spenden. 
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Artikel II - Mitgliedschaft 

§ 4 - Begründung, Beendigung 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden, die seine Ziele 
unterstützt. 
 

2. Der Beitritt erfolgt durch schriftlichen Aufnahmeantrag, über den der Vorstand binnen vier 
Wochen entscheidet. Eine Ablehnung braucht nicht begründet zu werden. 

 
3. Der Austritt kann jederzeit durch schriftliche Erklärung an den Vorstand erfolgen. 

§ 5 - Ruhen der Mitgliedschaft auf Zeit 

1. Die Mitgliedschaft ruht, wenn ein Mitglied das Ruhen beantragt. Die Beitragspflicht ruht 
während dieser Zeit. 

 
2. Während des Ruhens der Mitgliedschaft hat das Mitglied keinen Anspruch auf Leistungen 

und Wahrnehmung von Mitgliedsrechten. 

§ 6 – Ausschluss, Ende der Mitgliedschaft 

1. Der Vorstand kann Mitglieder, die mit mehr als einem Jahresbeitrag im Rückstand sind, die 
trotz Abmahnung ihre satzungsgemäßen Pflichten verletzen oder sonst gröblich gegen die 
Belange des Vereins verstoßen, ausschließen. Das Mitglied ist hierzu zu hören.  
 

2. Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich unter Angabe von Gründen bekanntzugeben. 
 
3. Die Mitgliedschaft endet durch  

a) Austritt, der vom Mitglied jederzeit schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt werden 
kann; 

b) Tod des Mitglieds oder Auflösung der juristischen Person. 
 
4. Im Falle des Ausscheidens besteht kein Anspruch auf anteilige Erstattung des entrichteten 

Jahresbeitrages.  
 

§ 7 - Rechtsmittel 

1. Gegen die Ablehnung der Aufnahme (§ 4) und den Ausschluss (§ 6) ist innerhalb von einem 
Monat seit Bekanntgabe Einspruch an die Mitgliederversammlung zulässig, der schriftlich 
unter Angabe von Gründen zu erfolgen hat. 

 
2. Über den Einspruch entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden Mitglieder, sofern der Vorstand nicht abhilft. § 6 Nr. 2 gilt entsprechend. 
 

§ 8 - Beiträge, Umlagen 

1. Die Mitglieder haben Jahresbeiträge zu leisten, deren Mindesthöhe von der 
Mitgliederversammlung bestimmt wird. Sie werden am 31.01. des Beitragsjahres fällig. 
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2. Der Vorstand kann auf schriftlich begründeten Antrag den Beitrag ermäßigen, stunden oder 
erlassen. 

 
3. Der Vorstand kann Umlagen erheben. Sie dürfen die Höhe eines Jahresbeitrages nicht 

überschreiten. 
 

Artikel III - Organe, Zuständigkeiten  

§ 9 - Organe, Mitgliederversammlung, Vorstand  

1. Die Organe des Vereins sind 
a) die Mitgliederversammlung 
b) der Vorstand 
c) der geschäftsführende Vorstand 

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ; der Vorstand wird im Rahmen ihrer 
Beschlüsse, Richtlinien und Ermächtigungen tätig. 
 

2. Vorstand des Vereins, im Sinne § 26 BGB, sind die Mitglieder des geschäftsführenden 
Vorstandes, von denen der Vorsitzende oder einer seiner Vertreter jeweils zusammen mit 
einem weiteren Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes handelt. 

§ 10 - Zuständigkeiten  

1. Die Mitgliederversammlung kann sich die Entscheidung auch solcher Angelegenheiten 
vorbehalten, die nach der Satzung anderen Organen zugewiesen sind und kann solche 
Angelegenheiten jederzeit an sich ziehen. Sie kann dem Vorstand oder dem 
geschäftsführenden Vorstand die Erledigung ihrer Zuständigkeit unterliegenden 
Angelegenheiten zur Entscheidung zuweisen und dabei Rahmenbeschlüsse erlassen.  

2. Dasselbe gilt im Verhältnis zwischen Vorstand und geschäftsführendem Vorstand.  

3. Der geschäftsführende Vorstand wird als ausführendes Organ im Rahmen der von der 
Mitgliederversammlung und von dem Vorstand gefassten Beschlüsse tätig. Im Übrigen führt 
er die laufenden Geschäfte und bereitet durch andere Organe zu entscheidende 
Angelegenheiten vor.  
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Artikel IV Mitgliederversammlung 

§ 11 – Aufgaben 

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für  
a. die Entgegennahme der Tätigkeits- und Rechenschaftsberichte der Vorstandsmitglieder 

und der Kassenprüfer,  
b. Wahl und Entlastung der Vorstandsmitglieder und Kassenprüfer,  
c. Abberufung von Vorstandsmitgliedern,  
d. Festsetzung von Beiträgen und Umlagen,  
e. die Entscheidung über Einsprüche gegen Nichtaufnahme und Ausschluss von 

Mitgliedern,  
f. Satzungsänderungen,  
g. Auflösung des Vereins,  
h. Angelegenheiten, die nicht ausdrücklich anderen Organen zugewiesen sind; im Übrigen 

gilt § 10, Nr. 1.  

§ 12 - Einberufung, Anträge, Beschlussfähigkeit, Ablauf, Tagesordnung 

1. Die Mitgliederversammlung wird nach Bedarf schriftlich vom Vorsitzenden einberufen. Die 
erste Mitgliederversammlung im Jahr soll bis zum 30.06. stattfinden. Sie hat die Aufgabe 
der Jahreshauptversammlung.  
a) Die Einladung erhalten die Mitglieder in Textform (z.B. Mail, Fax oder Briefpost) zwei 
Wochen vor der Mitgliederversammlung unter Angabe der Tagesordnung.  
b) Anträge zur Tagesordnung sind spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung 
schriftlich beim Vorstand einzureichen.  
c) Form- und fristgerechte Anträge sind in die vorläufige Tagesordnung aufzunehmen. 
Diese ist möglichst zusammen mit der Einberufung unverzüglich bekanntzugeben. 
d) Die Einberufungs- und Mitteilungsfrist ist durch Aufgabe zur Post (Poststempel) oder das 
Absendedatum des Faxes bzw. der E-Mail gewahrt. 
e) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird auf Beschluss des Vorstandes 
einberufen oder wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder dies schriftlich beantragt. 
 

2. Die Mitgliederversammlung wird von der/dem Vorsitzenden oder einem anderen 
Mitglied des Vorstandes geleitet. Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag einen 
anderen Versammlungsleiter wählen. Bevor hierüber entschieden wird, wählt sie einen aus 
drei Personen bestehenden Wahlausschuss und den Protokollführer. 
 

3. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.  
a) Sie beschließt über Anträge mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, 
soweit die Satzung nicht anderes bestimmt.  
b) Gewählt wird in offener Abstimmung. Wird von einem Viertel der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder die geheime Wahl verlangt, muss die Abstimmung geheim 
erfolgen.  
c) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Nicht volljährige Mitglieder sind durch eine gesetzliche 
Vertretung, die bei der Abstimmung persönlich anwesend sein muss, stimmberechtigt. Die 
Vertretung eines Mitglieds durch ein anderes ist mittels schriftlicher Vollmacht zulässig, 
jedoch kann ein Mitglied höchstens drei andere Mitglieder vertreten.  
d) Werden auf einer Mitgliederversammlung Dringlichkeitsanträge gestellt, beschließt die 
Versammlung zunächst mit Zwei-Drittel-Mehrheit über die Dringlichkeit. Bei Bestätigung der 
Dringlichkeit kann über den Antrag in der Versammlung beraten und beschlossen werden. 
Dringlichkeitsanträge auf Abänderung der Satzung sind nicht zulässig.  
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e) Für Wahlen gilt Folgendes: Hat im ersten Wahlgang keine der kandidierenden Personen 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den 
beiden Personen statt, welche die höchsten Stimmzahlen erreicht haben. Gewählt ist dann 
die Person, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt.  
f) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst.  
 

4. Zu den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören insbesondere:  
a) Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfung  
b) Entlastung des Vorstandes  
c) Wahl des Vorstandes  
d) Wahl der Kassenprüfer/innen  
e) Bestätigung der Ernennung von Ehrenmitgliedern  
f) Bestätigung der vom Vorstand bestellten Beisitzer/innen und Beiräte  
g) Festsetzung der Mindesthöhe des Mitgliedsbeitrags  
h) Beratung über die geplante Verwendung der Mittel 
i) Entscheidung über gestellte Anträge  
j) Änderung der Satzung (Ausnahme § 9 Abs.3)  
k) Auflösung des Vereins  
 

5. Über die Mitgliederversammlung und deren Beschlüsse ist ein Protokoll anzufertigen, das 
von der Protokollführung zu unterschreiben und von der Versammlungsleitung 
gegenzuzeichnen ist. Das Protokoll beinhaltet mindestens: 
a) Ort, Tag, Beginn und Schluss der Versammlung  
b) Zahl der anwesenden Stimmberechtigten  
c) Namen der Versammlungsleiter und Protokollführer; ein Wechsel ist nach Uhrzeit und 

Tagesordnungspunkt zu nennen  
d) Wortlaut der Anträge (Verweis auf Anlagen)  
e) Wortlaut der gefassten Beschlüsse  
f) Ergebnis von Wahlen und Abstimmungen  
g) sonstige Meinungsbildung, bei beantragter Protokollierung.  
 

6. Der Versammlungsleiter stellt die Beschlussfähigkeit fest und gibt die vorläufige 
Tagesordnung bekannt. Die Mitgliederversammlung entscheidet, ob nach ihr verfahren, die 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte geändert, Verhandlungsgegenstände zu 
gemeinsamer Verhandlung verbunden oder neue in sie aufgenommen werden sollen. 

7. Der Versammlungsleiter übt das Hausrecht aus.  

8. Der Versammlungsleiter leitet die Aussprache. Er kann die Berichterstattung zu den 
einzelnen Tagesordnungspunkten einem anderen übertragen und hat sie im Fall § 12, Nr. 
1b, auf Wunsch dem Antragsteller zu überlassen. Der Versammlungsleiter kann schriftliche 
Wortmeldung anordnen.  

9. Wer sonst den Ablauf der Versammlung stört, wird nach einmaliger Verwarnung und 
Ankündigung des Raumes verwiesen. 
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Artikel V - Vorstand, Geschäftsführender Vorstand  

§ 13 - Zusammensetzung  

1. Der Vorstand besteht aus dem geschäftsführenden Vorstand und den Beisitzern.  

2. Dem geschäftsführenden Vorstand gehören an:  
a) der Vorsitzende  
b) die stellvertretenden Vorsitzenden, deren Zahl die Mitgliederversammlung bestimmt  
c) der Schatzmeister  
d) der Schriftführer  

Unter den zu b) bis d) genannten Punkten ist Personalunion zulässig.  

3. Die Zahl der Beisitzer bestimmt die Mitgliederversammlung. Eltern- und Schülerschaft 
sollten möglichst vertreten sein.  

§ 14 - Amtsführung und Vertretung  

1. Die Mitglieder des Vorstandes werden in der Regel auf die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Sie bleiben bis zur Wahl eines Nachfolgers im Amt. Scheidet ein 
Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so erfolgt eine Nachwahl für den Rest seiner 
Amtsperiode.  
 

2. Die Vertretung verhinderter oder vorzeitig ausgeschiedener Vorstandsmitglieder regelt der 
Vorstand, in dringenden Fällen der geschäftsführende Vorstand oder der Vorsitzende, 
soweit dies unaufschiebbar erscheint. 

§ 15 - Zuständigkeiten  

1. Soweit nicht die Mitgliederversammlung zuständig ist oder eine Angelegenheit an sich 
gezogen hat, § 10, Nr. 1, beschließt der Vorstand über alle Angelegenheiten des Vereins. 
Er kann die Beschlussfassung und Erledigung allgemein oder im Einzelfall auch dem 
geschäftsführenden Vorstand überlassen und dazu Rahmenbeschlüsse fassen.  

2. Der geschäftsführende Vorstand leitet den Verein und beschließt über die laufenden 
Verwaltungsangelegenheiten, soweit diese nicht ausdrücklich einem anderen Organ 
vorbehalten oder von diesem an sich gezogen worden sind.  

3. Der Vorsitzende repräsentiert den Verein nach außen. Er leitet die Sitzungen und kann dies 
einem anderen übertragen.  

4. Der Schatzmeister verwaltet das Vermögen des Vereins und führt seine Kassengeschäfte. 
Er ist für die Jahresabschlüsse und alle sonstigen kassentechnischen Angelegenheiten 
verantwortlich.  

5. Der Schriftführer führt den laufenden Schriftwechsel entsprechend der Beschlüsse der 
Organe und im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden, soweit dies nicht anders übertragen 
wird. Als Geschäftsführer leistet er die laufende Verwaltungsarbeit, bereitet die Sitzungen 
vor und ist ausführendes Organ.  
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§ 16 - Verfahren  

1. Die Vorstandssitzungen werden von dem Vorsitzenden unter Ankündigung der zur 
Beratung vorgesehenen Angelegenheiten und unter Wahrung einer angemessenen Frist 
einberufen, bei der die örtliche Zusammensetzung zu beachten ist. Auf schriftlichen, mit 
Gründen versehenen Antrag von drei Vorstandsmitgliedern hat der Vorsitzende 
unverzüglich eine Sitzung des Vorstandes einzuberufen. Die Vorstandssitzungen sind 
arbeits- und beschlussfähig, wenn ein Drittel seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende 
oder einer seiner Stellvertreter, erschienen ist. 

2. Auf schriftlichen, mit Gründen versehenen Antrag von zwei Mitgliedern des 
geschäftsführenden Vorstandes hat der Vorsitzende unverzüglich eine Sitzung des 
geschäftsführenden Vorstandes einzuberufen. Nr. 1, Abs. 1 gilt dementsprechend. Die 
Sitzung des geschäftsführenden Vorstandes ist arbeits- und beschlussfähig, wenn drei 
seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter, erschienen 
sind. 

3. Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit kann der 
Vorsitzende - im Fall seiner Abwesenheit sein Stellvertreter - nach pflichtgemäßem 
Ermessen eine Zusatzstimme abgeben, um eine Entscheidung herbeizuführen. Im Übrigen 
gilt § 12 sinngemäß.  

4. Über jede Sitzung des Vorstandes und des geschäftsführenden Vorstandes ist eine 
Niederschrift zu fertigen, für die § 12, Nr. 5 sinngemäß gilt. Sie ist allen Mitgliedern des 
Organs in Abschrift zu übersenden. 

5. Der Vorsitzende kann in geeigneten Fällen Beschlüsse des geschäftsführenden 
Vorstandes auch im schriftlichen Umlaufverfahren herbeiführen.  

6. Nr. 4 gilt sinngemäß auch im Umlaufverfahren. 
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Artikel VI - Referenten, Ausschüsse, Beirat  

§ 17 - Referenten  

1. Der Vorstand kann für die Erledigung bestimmter Aufgaben Referenten bestellen.  

2. Die Referenten üben ihr Amt eigenverantwortlich im Rahmen der von den Organen 
gefassten Beschlüsse und Richtlinien aus.  

§ 18 - Ausschüsse  

Die Mitgliederversammlung und der Vorstand können zur Beratung, Ausarbeitung und auch 
zur Entscheidung Ausschüsse bilden.  

§ 19 - Beirat  

1. Der Vorstand kann einen Beirat bilden, in den er Persönlichkeiten beruft, deren besondere 
Sachkunde und Erfahrungen er dem Verein und seinen Organen zur Erreichung ihrer 
Ziele nutzbar machen will.  

2. Die Berufung in den Beirat erfolgt auf die Dauer von zwei Jahren.  

3. Der Beirat und seine Mitglieder üben beratende Funktion aus.  
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Artikel VII -Kassenprüfung  

§ 20 - Kassenprüfung  

1. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer und zwei Vertreter, die bei Ausfall 
oder Verhinderung eines Prüfers in der Reihenfolge ihrer Wahl nachrücken.  

2. Die Kassenprüfer werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt; Wiederwahl ist zulässig.  

§ 21 - Prüfungsverfahren und -berichte  

1. Die Kassenprüfer haben alsbald nach Abschluss des Geschäftsjahres die Kassenführung 
des Schatzmeisters zu prüfen. Sie sind berechtigt, auch sonst eine Überprüfung 
vorzunehmen, Zwischenabschlüsse zu verlangen und können dies auf bestimmte 
Vorhaben und Arbeitsprogramme beschränken.  

2. Das Ergebnis haben sie schriftlich festzustellen und der Mitgliederversammlung, bei 
Gefahr im Verzug dem Vorstand, vorzulegen. Zu diesem Zweck haben sie ein 
Antragsrecht entsprechend § 12.  

3. Die Kassenprüfer sollen auch Empfehlungen für eine wirtschaftliche Amtsführung des 
Vorstandes und des geschäftsführenden Vorstandes geben, wenn sie dazu Anlass sehen. 
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Artikel VIII·· Schlussbestimmungen  

§ 22 - Satzungsänderung  

1. Satzungsänderungen bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen.  
 

2. Satzungsänderungsanträge sind schriftlich zu stellen und zu begründen. Sie sind der 
Einladung zur Mitgliederversammlung beizufügen.  

§ 23 - Auflösung  

1. Die Auflösung des Vereins muss von der Mitgliederversammlung mit Dreiviertelmehrheit 
der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Die Einladung muss den Mitgliedern 
mindestens zwei Wochen im Voraus zu gehen und einen Antrag auf Auflösung mit 
Begründung enthalten.  

2. Das zum Zeitpunkt der Auflösung vorhandene Vereinsvermögen ist an eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks 
Verwendung für die Förderung der Bildung und Erziehung und der Jugendhilfe zu 
übereignen, wobei die Mitgliederversammlung vor der Auflösung diese ausdrücklich zu 
benennen hat. Dabei ist §3, Nr. 5 zu beachten. 

 
 
 
 
 
Neubrandenburg, den 18.03.2021 
 


